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Bekanntmachung 
 
Am Dienstag, dem 23. Juni 2020, findet um 18.00 Uhr im Ratssaal des Rathauses Verl eine Sitzung des 
Rates der Stadt Verl statt. 

T a g e s o r d n u n g  

Ö f f e n t l i c h e  S i t z u n g  

1. Genehmigung von öffentlichen Niederschriften; Formalia 

2. Eingänge für den Rat 

3. Einwohnerfragestunde 

4. Beteiligung an einer gemeinsamen Wasserversorgungs- und einer gemeinsamen 
Wasserförderungsgesellschaft mit der Vereinigte Gas- und Wasserversorgung 
GmbH (BTA)  

 

5. Beteiligung an einer gemeinsamen Wasserversorgungs- und einer gemeinsamen 
Wasserförderungsgesellschaft mit der Vereinigte Gas- und Wasserversorgung 
GmbH (Stadt)  

 

6. Beitritt zur Regiopolregion Bielefeld  
 

7. Veranstaltungsräume in Verl 
Hier: Antrag der CDU-Fraktion auf Einrichtung eines runden Tisches 

 

8. Unterstützung des Verler Einzelhandels und der Verler Gastronomie 
Hier: Antrag der CDU-Fraktion 
 

9. Verlagerung des Freizeit- und Spielgeländes vom Schmiedestrang an den Bolzplatz am Freibad 
Hier: Antrag der CDU-Fraktion 
 

10. Antrag der Energiegenossenschaft Energiegewinner Verl GmbH auf Anpachtung 
einer Dachfläche des neuen Bauhofs zum Betrieb einer Photovoltaikanlage  

 

11. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Prüfung einer kommunalen 
Crowdfunding-Plattform  

 

12. Aktien der RWE AG 
Antrag der SPD-Fraktion vom 09.03.2020, Antragsnr.: A18/2020 
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Ergänzung zur Drucksache 1516/2020 
 

13. Dringlichkeitsentscheidungen 
 

13.1 Freibadbetrieb 2020 
Hier: Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 

 

13.2 Aussetzung der Elternbeiträge für die Nutzung von Kindertageseinrichtun-
gen, Kindertagespflege, Offenen Ganztagsschulen und Randstundenbetreu-
ungen im Jugend- und Schulbereich der Stadt Verl 
Hier: Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 

 

14. Neufassung der Satzung der Stadt Verl über die Elternbeiträge in Tageseinrich-
tungen für Kinder und für die Kindertagespflege  

 

15. Änderungen der Richtlinie zur Kindertagespflege der Stadt Verl aufgrund der 
neuen Fassung des Kinderbildungsgesetzes, KiBiz NRW zum 01.08.2020  

 

16. Änderung der Satzung über den Betrieb der Offenen Ganztagsschulen  
 

17. Anregungen gemäß §24 (1) GO NRW 
Hier: Förderung von Gründächern und 
Antrag der SPD-Fraktion auf Information und Förderung bezüglich Begrünungs-
maßnahmen an Gebäuden 

 

18. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Verstärkung der Maßnahmen 
zum Klimaschutz und der diesbezüglichen Kommunikation, Punkt 2  

 

19. Projektfortführung „european energy award“ 2020-2023 –Rezertifizierung Gold  
 

20. Projektfortführung Energiesparen macht Schule  
 

21. Errichtung eines Umkleidegebäudes im Sportgelände Kaunitz  
 

22. Nutzungskonzept für den Verler See 
hier: Beschluss über die Endfassung 

 

23. Straßenendausbau Stichweg Thaddäusstraße  
 

24. Bebauungsplan Nr. 32 „Westfalenweg 2“, 15. Änderung (1. Änderung der 8. Ände-
rung) 
hier: Beschluss über die Offenlage gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 

 

25. Bebauungsplan Nr. 90 „Schlangenweg-Nord“ 
hier: Satzungsbeschluss 

 

26. Bebauungsplan Nr. 83 „Strothweg-Jostweg“ 
hier: Beschluss über die Offenlage 

 

27. Bebauungsplan Nr. 92 „Östernweg-West“ 
hier: Beschluss über das weitere Vorgehen 

 

28. Bebauungsplan Nr. 91 „Köldingsweg“ 
hier: Beschluss über die erneute Offenlage § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i.V.m. § 4a 
(3) BauGB 

 

29. Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und 
Entlastung des Bürgermeisters für die Führung der Haushaltswirtschaft im Haus-
haltsjahr 2018 
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30. Jahresabschluss 2017 für die Verler Immobilien- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
Feststellung, Ergebnisverwendung sowie Entlastung der Geschäftsführung 
 

31. Jahresabschluss 2018 für die Verler Immobilien- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
Feststellung, Ergebnisverwendung sowie Entlastung der Geschäftsführung 
 

32. Wirtschaftsplan 2019/2020 für die Verler Immobilien- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
 

33. Erweiterung der Weihnachtsbeleuchtung in den Ortsteilen 
 
- mündlicher Vortrag - 
 

34. Mitteilungen und Anregungen 

N i c h t ö f f e n t l i c h e  S i t z u n g  

35. Genehmigung von nichtöffentlichen Niederschriften 

36. Beteiligung an einer gemeinsamen Wasserversorgungs- und einer gemeinsamen 
Wasserförderungsgesellschaft mit der Vereinigte Gas- und Wasserversorgung 
GmbH (BTA)  

 

37. Beteiligung an einer gemeinsamen Wasserversorgungs- und einer gemeinsamen 
Wasserförderungsgesellschaft mit der Vereinigte Gas- und Wasserversorgung 
GmbH (Stadt)  

 

38. Grundstücksangelegenheiten 
 

38.1 Veräußerung eines Erbbaugrundstücks 
 

38.2 Kauf zweier Grundstücke an der Bergstraße in Bornholte 
hier: Buswendebereich „Nelkenweg“ 

 

38.3 Erwerb von zukünftigen Straßenflächen am Ockerweg / Mergelweg 
 

39. Antrag der Energiegenossenschaft Energiegewinner Verl GmbH auf Anpachtung 
einer Dachfläche des neuen Bauhofs zum Betrieb einer Photovoltaikanlage  

 

40. Vergaben 
 

40.1 Vergabe des Auftrags zum Ausbau von Haltestellen im Stadtgebiet Verl 
 

40.2 Vergabe des Auftrages zur Erneuerung des Kunstrasenplatzes an der Post-
straße 

 

40.3 Vergabe des Auftrages für die Tischlerarbeiten / Feste Einbauten für den 
Neubau der Kita Sürenheide - Verl 
hier: Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses 

 

41. Verlängerung des Erbbaurechtsvertrages mit dem Jugendaustauschwerk im Kreis 
Gütersloh e.V. für das Droste-Haus in Verl  

 

42. Energieberatung der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen - 
Vertragsverlängerung 

 

43. Mitteilungen und Anregungen 
 
 
Verl, den 17.06.2020 
 
 
Michael Esken 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung  
 
über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Bürgermeiste-
rin/des Bürgermeisters und des Rates der Stadt Verl am 13. September 2020 
 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 vom 29.05. 2020 (GV. NRW. S. 
379) sind alle Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/ des Bürgermeisters und des Rates der 
Stadt Verl spätestens bis zum 48. Tage vor der Wahl, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist) bei dem unterzeichne-
ten Wahlleiter im Rathaus, Paderborner Straße 5, Zimmer 117, 33415 Verl, einzureichen. Es wird emp-
fohlen, die Wahlvorschläge so rechtzeitig einzureichen, dass etwaige Mängel, welche die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, noch vor Ablauf der Ausschluss-frist beseitigt werden können. 
 
Nach § 14 des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmach-ung vom 
30.06.1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.05.2020 (GV. NRW. 
S. 312d), hat das Ministerium des Innern den Termin für die Kommunalwahlen 2020 in Nordrhein-
Westfalen auf den 13. September 2020 festgesetzt. 
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Demnach endet die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen am  
 
 

Montag, 27.07.2020, 18:00 Uhr. 
 
 
1. Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 
 
1.1 Gemäß § 24 i.V.m. §§ 75 a und 75 b der Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 31.08.1993 (GV. 

NRW. S. 592, ber. S. 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 09.10.2019 (GV. NRW. S. 602) 
fordere ich auf, Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters der Stadt Verl 
einzureichen. 

 
 Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister wird von den Bürgerinnen und Bürgern in allgemeiner, un-

mittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl auf die Dauer von fünf Jahren nach den Grundsät-
zen der Mehrheitswahl zugleich mit dem Rat gewählt.  

  Wählbar ist, wer am Wahltag Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder 
wer die Staatangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzt und eine Woh-
nung in der Bundesrepublik Deutschland innehat, das 23. Lebensjahr vollendet hat und nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen ist sowie die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Unionsbürger sind unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Rich-
terspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter nicht besitzt. 

 
1.2 Auf die Wahl finden die allgemeinen Vorschriften des KWahlG entsprechende Anwendung, soweit 

sich nicht aus den §§ 46 c bis 46 e KWahlG oder aus der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) etwas anderes ergibt. 

 
 Ich bitte daher insbesondere zu beachten: 
 
1.3 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 GG (Parteien), von mit-

gliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) eingereicht werden. Wer gemäß der Gemeindeordnung wähl-
bar ist, kann sich selbst vorschlagen; für einen solchen Vorschlag gelten die Regelungen für Einzel-
bewerber entsprechend (§ 46 d Abs. 1 Satz 2 KWahlG). Jeder Wahlvorschlag darf nur eine/n Be-
werber/in enthalten. 

 
 Bewerber/innen können nicht gleichzeitig für die Wahl zur Bürgermeisterin/zum Bürgermeister oder 

zur Landrätin/zum Landrat in mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. 
 
1.4 Als Bewerber/in einer Partei oder Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 

wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. 
Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe den/die 
Bewerber/in in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. Der/Die Bewerber/in 
und die Vertreter/innen für die Vertreterversammlung sind in geheimer Wahl zu wählen.  

 Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 

 Als Vertreter/in für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter/innen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 

 Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. 

 Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 Das Nähere über die Wahl der Vertreter/innen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung 

und Beschussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die 
Wahl der Bewerber/innen regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. 

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des/r Bewerber/s/in mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter/innen oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei 
haben der/die Leiter/in der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer/innen gegen-
über dem Wahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl des/r Bewerber/s/in in geheimer 
Abstimmung erfolgt ist. Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung 
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an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlags. 

 
1.5 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein. Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschrei-
bung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Stadt Verl, im Kreistag des Kreises 
Gütersloh, im Landtag NRW oder aufgrund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundestag 
vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Pro-
gramm hat; dies gilt nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 
4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahl-
leiter eingereicht haben. 

 
 Das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen macht öffentlich bekannt, welche Par-

teien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz KWahlG 
dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben, wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge 
auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm eingereicht wer-
den können, wer hierfür antragsberechtigt ist und wie die Bestätigung dem Antragsteller und den 
zuständigen Wahlorganen bekannt gegeben wird. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergrup-
pen im Sinne des § 15 Abs. 2 Satz 2, erster Halbsatz müssen nach § 15 Abs. 2 KWahlG in Verbin-
dung mit § 46 d Abs. 1 KWahlG von mindestens 114 Wahlberechtigten des Wahlgebietes persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein (Unterstützungsunterschriften); dies gilt auch für Wahl-
vorschläge von Einzelbewerbern und Personen, die sich gemäß § 46 d Abs. 1 Satz 2 KWahlG 
selbst vorgeschlagen haben. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unter-
zeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner/innen bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten 
hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. Unterstützungsunterschriften sind nicht erforderlich, wenn der 
bisherige Amtsinhaber als Bewerber vorgeschlagen wird. 

 
 
1.6 Der Wahlvorschlag für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters soll nach dem Muster der 

Anlage 11 d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
- Den Namen und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 

Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch  durch ein Kennwort des Wahlvor-
schlagsträgers gekennzeichnet werden; 

- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit de/s/r Bewerber/s/in. 

 Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen und Anschrift der Vertrauens person und der stell-
vertretenden Vertrauensperson hervorgehen. Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 
muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvor-
schlägen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein; dies gilt 
nicht, wenn sich der/die Bewerber/in selbst vorschlägt. 

 
1.7 Muss der Wahlvorschlag von mindestens 114 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
Folgendes zu beachten: 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 

der Formblätter ist die Bezeichnung des Wahlvorschlagsträgers, bei Parteien und Wählergruppen 
auch deren Kurzbezeichnung, bei Einzelbewerbern und Personen, die sich gemäß § 46 d Abs. 1 
Satz 2 KWahlG selbst vorgeschlagen haben, das Kennwort, sowie Familienname, Vorname und 
Wohnort des Bewerbers/der Bewerberin anzugeben. Parteien und Wählergruppen haben ferner 
die Aufstellung de/s/r Bewerber/s/in in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung zu bestätigen. 
Der Wahlleiter vermerkt die Angaben im Kopf der Formblätter. 

- Die Wahlberechtigten, die den Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Form-
blatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung), Straße, Hausnummer, Postleitzahl, 
Wohnort des/der Unterzeichner/s/in sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. 

 
- Für jede/n Unterzeichner/in ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der Stadt 

Verl (nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO), dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist, 
beizubringen. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlags 
bei der Einreichung des Wahlvorschlags mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. 
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- Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere Wahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. 
Leistet ein/e Wahlberechtigte/r mehrere Unterstützungsunterschriften für verschiedene Wahlvor-
schläge mit unterschiedlichem oder gleichem Datum, kommt es für die Gültigkeit ausschließlich 
auf die Reihenfolge der Vorlage durch die Wahlvorschlagsträger bei der Stadt an, die die Wahlbe-
rechtigung bescheinigt. Gültig ist die zuerst vorgelegte Unterstützungsunterschrift. Die gleichzeiti-
ge Unterzeichnung einer Reserveliste bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
durch den/die Bewerber/in ist zulässig. 

 
1.8 Dem Wahlvorschlag sind beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung nach dem Muster der Anlage 12 c zur KWahlO; die Erklärung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abgegeben werden. 
Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 b zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO erteilt 
werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung de/s/r Bewerber/s/in, im Falle ei-
nes Einspruchs nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine Niederschrift über die wiederholte Abstim-
mung, mit der nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die Nie-
derschrift soll nach dem Muster der Anlage 9 c zur KWahlO gefertigt, die Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 10 c zur KWahlO abgegeben werden. 

- Die erforderliche Anzahl der Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichner/innen, sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtigten des Wahlgebietes un-
terzeichnet sein muss. 

 
1.9 Gemeinsame Wahlvorschläge sind zulässig. Wird eine Person von mehreren Parteien oder Wähler-

gruppen als gemeinsame/r Bewerber/in benannt, ist sie hierzu in geheimer Abstimmung entweder in 
einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versammlungen der Wahlvorschlagsträger zu 
wählen. Die Wahlvorschlagsträger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als 
den/die gemeinsame/n Bewerber/in wählen und zur Wahl vorschlagen. Im gemeinsamen Wahlvor-
schlag sind jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benennen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag muss 
von der jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitung aller Wahlvorschlagsträger unterzeichnet 
sein.  

 Unterstützungsunterschriften nach dem Muster der Anlage 14 c zur KWahlO sind beizubringen, 
wenn keiner der Wahlvorschlagsträger die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG erfüllt. 
Im Übrigen gelten die vorstehenden Ausführungen entsprechend. 

 
 
2. Wahl des Rates der Stadt Verl 
 
2.1 Gemäß § 24 KWahlO fordere ich auf, Wahlvorschläge für die Wahl in den Wahlbezirken und aus 

den Reservelisten für den Rat der Stadt Verl einzureichen. 
 
 Wählbar ist jede wahlberechtigte Person, die am Wahltag das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat 

und seit mindestens drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre 
Hauptwohnung hat oder sich sonst gewöhnlich aufhält und keine Wohnung außerhalb des Wahlge-
bietes hat.  

 Unionsbürger sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  
 Nicht wählbar ist, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
2.2 Wahlvorschläge für die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken des Wahlgebietes können von politi-

schen Parteien im Sinne des Artikels 21 GG (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Grup-
pen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern) 
eingereicht werden. 

 
 In einem Wahlvorschlag von Parteien und Wählergruppen kann nur als Bewerber/in benannt wer-

den, wer in einer Versammlung, wie bereits unter 1.4 beschrieben, hierzu gewählt worden ist. Die 
dort genannten Regeln für die Wahl gelten entsprechend auch für die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber/innen auf der Reserveliste und für die Bestimmung der Ersatzbewerber/innen. 
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 Alle unter 1.4 zu den Versammlungen gegebenen Hinweise gelten auch für das Wahlvorschlagsver-
fahren für den Rat der Stadt. Ziffer 1.5 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. 

 Wahlvorschläge von dort benannten Parteien und Wählergruppen für einen Wahlbezirk müssen 
nach § 15 Abs. 2 KWahlG in Verbindung mit § 94 KWahlO von mindestens 3 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der/die Bewerber/in aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein; dies gilt auch für die Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung ist nachzu-
weisen. 

 Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/innen bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

 
2.3 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11 a zur KWahlO einge-

reicht werden. Er muss enthalten: 
- Den Namen oder die Bezeichnung und gegebenenfalls die Kurzbezeichnung der Partei oder Wäh-

lergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

- Familienamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörigkeit des/der Bewerber/s/in; bei Beamten und Ar-
beitnehmern des öffentlichen Dienstes nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt 
sind, anzugeben. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
2.4 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG).  
 Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein/e Unterzeichner/in die Unterschrift auf dem 

Wahlvorschlag selbst leisten.  
 
2.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 3 Wahlberechtigten unterzeichnet 

sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 a zur KWahlO zu erbrin-
gen. 

 
Die Ausführungen unter Ziffer 1.7 gelten entsprechend, jedoch mit der Maßgabe, dass die Unter-
zeichnung eines Wahlvorschlages für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters und/oder 
einer Reserveliste unberührt bleibt. 

 
2.6 Dem Wahlvorschlag sind beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung des/r vorgeschlagenen Bewerber/s/in nach dem Muster der Anlage 12 
a zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 
a zur KWahlO abgegeben werden.  
Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 a zur KWahlO;  
 die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 a zur 

KWahlO erteilt werden. 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der  
 Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewer-

ber/innen, im Falle eines Einspruchs nach § 17 Abs. 6 KWahlG auch eine Niederschrift über die 
wiederholte Abstimmung mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an 
Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der 
Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist. Die 
Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 9 a zur KWahlO gefertigt, die Versicherung an Ei-
des statt nach dem Muster der Anlage 10 a zur KWahlO abgegeben werden. 

- Die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichner/innen (§ 26 Abs. 3 Nr. 2 und 3 KWahlO), sofern der Wahlvorschlag von Wahl-
berechtigten des Wahlbezirks unterzeichnet sein muss (siehe Ziffer 2.2 und 2.5). 

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur Behebung 
von Zweifeln für erforderlich hält. 
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2.7 Für die Reserveliste können nur Bewerber/innen benannt werden, die für eine Partei oder Wähler-
gruppe auftreten. Im Übrigen gelten die Ausführungen für Wahlvorschläge für den Wahlbezirk ent-
sprechend, jedoch muss die Reserveliste, wenn sie von Wahlberechtigten unterstützt werden muss, 
von mindestens 13 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Auf der Re-
serveliste kann vorgesehen werden, dass ein/e Bewerber/in, unbeschadet der Reihenfolge im Übri-
gen, Ersatzbewerber/in für eine/n im Wahlbezirk oder für eine/n auf einer Reserveliste aufgestellte/n 
Bewerber/in sein soll. 

 
2.8 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11 b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss 

enthalten: 
- den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe, 
- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse oder 

Postfach sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber/innen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäfti-
gungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzuge-
ben. 

 Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. 

 
2.9 Soll ein/e Bewerber/in auf der Reserveliste Ersatzbewerber/in für eine/n im Wahlbezirk oder für 

eine/n auf der Reserveliste aufgestellte/n andere/n Bewerber/in sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so 
muss die Reserveliste ferner enthalten: 
- den Familien- und Vornamen des/r zu ersetzenden Bewerber/s/in, 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu er-

setzende Bewerber/in aufgestellt ist. 
 
2.10 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/innen ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anla-

ge 11 b oder nach dem Muster der Anlage 12 b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/innen gleichzeitig im Wahlbezirk aufgestellt sind und 
die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt oder beigebracht wird. 

 
2.11 Muss die Reserveliste von mindestens 13 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-

schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14 b zur KWahlO zu erbringen; 
bei der Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. 

 
2.12 Für die Unterzeichnung und Gültigkeit der Reserveliste einschließlich der übrigen Anlagen gilt das 

für Wahlvorschläge in den Wahlbezirken Aufgeführte entsprechend. 
 
2.13 Das Gebiet der Stadt Verl ist in 19 Kommunalwahlbezirke eingeteilt. Auf die öffentlichen Bekannt-

machungen über die Einteilung des Stadtgebietes in Kommunalwahlbezirke vom 02.12.2019, 
22.01.2020 und 30.01.2020 wird hingewiesen. 

 
 
3. Vordrucke 
 
3.1 Alle für das Wahlvorschlagsverfahren vorgesehenen amtlichen Vordrucke können kostenlos beim 

Wahlamt der Stadt Verl, Rathaus, Zimmer 117, Paderborner Straße 5, 33415 Verl, schriftlich oder 
persönlich während der allgemeinen Öffnungszeiten angefordert werden. Hier erhalten Sie auch In-
formationen über die für die Abwicklung des Wahlvorschlagsverfahrens bereitgehaltene Software. 

 
 
 
Verl, 15. Juni 2020 
 
                                                                                           Heribert Schönauer 
                                                                                                   Wahlleiter 
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